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N Die deutſche Fortſchrittspartei, im Jahre 1861 begründet, iſt gegenwärtig die äkteſte politiſche Partei in Deutſchland. Zugleich 
IF fit die deutſche Fortſchrittspartei ſeit 1881 die größte liberale Partei im deutſchen Reichstag. Die deutſche Fortſchrittspartei zählt im 

Neichstage 61 Mitglieder, während die nationalliberale Partei nur 44 und die liberale Vereinigung 45 Mitglieder hat. 

j Die nationalliberale Partei ift erſt 1866 entſtanden und zwar weſentlich unter Mitwirkung von Männern, welche bis dahin der Fort⸗ 
ſchrittspartei angehört hatten, wie von Forckenbeck, Lasker u. ſ. w. Im Jahre 1874 erreichte die nationalliberale Partei im Reichstage ihren 
höchſten Stand mit 152 Mitgliedern. Im Jahre 1878 zählte fie nur noch 98 Mitglieder. Indem die nationalliberale Partei ſich immer weiter 
nad) rechts entwickelte und in Ermangelung eines feſten Programms bei allen entſcheidenden Fragen in verſchiedene, einander ſich bekämpfende 
Theile zerfiel, ging ſie immer mehr ihrer Auflöſung entgegen. Im Jahre 1879 ſchied eine von den Abgeordneten Völck und Schauß geführte 
liberale Gruppe nach rechts aus; im Jahre 1880 bildete die linksſtehende Gruppe der Seceſſioniſten unter v. Forckenbeck, Lasker, Bamberger, 
Rickert, Freiherr v. Staufenberg die liberale Vereinigung. Die übrig bleibende mittlere Gruppe unter der Führung des Herrn v. Bennigſen 

ſchmolz bei den Reichstagswahlen von 1881 bis auf 44 Mitglieder zuſammen, jo daß fie gegenwärtig die kleinſte liberale Partei im Reichstag 
"Fi Seitdem iſt dieſe Gruppe auch von in Führer v. Bennigſen verlaſſen worden, weil derſelbe ſich von einer verſöhnlichen Politik unter 
den gegenwärtigen Verhältniſſen keinen Erfolg mehr verſpricht. 1 h 
B Neben der Fortſchrittsparteiim Reichstage giebt es auch eine Fraktion der deutſchen Fortſchrittspartei im preußiſchen Abgeordnetenhauſe 
und in der ſächſiſchen zweiten Kamme r. Außerdem ſitzen Mitglieder der Fortſchrittspartei im preußiſchen Herrenhauſe, in den Landtagen von 
Bayern, Württemberg, Heſſen, Oldenburg, Mecklenburg, Sachſen⸗Weimar, Sachſen⸗Altenburg, Reuß jüngerer Linie, Anhalt, Lippe und in den 

geſetzgebenden Körperſchaften von Bremen, Hamburg und Lübeck. 25 ; 

U Zu den bekannteren Abgeordneten der Fortſchrittspartei gehören u. a.: Geh. Medizinalrath Prof. Dr. Virchow in Berlin, Mitbegründe 
der Partei, Profeſſor des Staatsrechts Dr. Hänel in Kiel, 1874 bis 1876 Vizepräſident des Reichstags, Landgerichtsrath Klotz in Berlin 
1874 bis 1879 Vizepräſident des Abgeordnekenhauſes, Landesdirektor von Ostpreußen v. Haucten⸗Farputſchen in Königsberg, Fabrikant 
Ludwig Loewe in Berlin, Rechtsanwalt Albert Träger in Nordhauſen, Profeſſor Dr. Möller in Königsberg i. Pr., Rechtsanwalt Munckel 
Wei e Tudolf Parifins in Berlin, (der bekannte Genoſſenſchaftsmann), Eugen Richter in Berlin, Stadtſyndikus von 
Borlin Zelle. 

Gegenwärtig vertritt die Fortſchrittspartei im Reichstage ſämmtliche ſechs Berliner Wahlkreiſe, ſodann von großen Städten u. a. 
Königsberg i. Pr., Darmftadt, Hagen i. W., Lübeck, Potsdam, Spandau, Kiel, Altona, Wiesbaden, Kaſſel, Weimar, Eiſenach, Zittau, Magde⸗ 
burg, Bromberg, Eulmbach, Gera, Greifswald, Stralſund, Schleswig, Iſerlohn, Dortmund, Nordhauſen, Elberfeld, Barmen, Oldenburg, Hof 
Mainz, Hamburg III, Naumburg, Tilſit, Meißen, im preußiſchen Abgeordnetenhauſe außerdem noch Danzig, Frankfurt a. M., Poſen, Elbing, 
Hamm, Thorn, Breslau, Hanau, Brieg. 

Im Reichstage find nach ihrer laudſchaftlichen Vertheilung folgende Wahlkreiſe durch die Fortſchrittspartei vertreten: in Oſtpreußen 
5 Wahlkreiſe, Berliner 6, in Brandenburg 5, Pommern 2, Poſen 1, Schleften 1, Provinz Sachſen 4, Schleswig ⸗Holſtein 5, Hannover 2, Weſt⸗ 
falen 3, Rheinprovinz 2, Heſſen⸗Naſſau 4, im ganzen 40 preußiſche Wahlkreiſe. Hierzu kommen außerpreußiſche Wahlkreiſe in Bayern 2, König⸗ 
reich Sachſen 5, Württemberg 1, Heſſen 2, Mecklenburg 1, Oldenburg 2, Sachſen⸗Weimar 2, beide a 2, Reuß j. L. !, Schwarzbinz-Rudol- 
1 e 2. Die Fortſchrittspartei vertritt ſomit alle Theile Deutſchlands und iſt auch deshalb in Wahrheit als eine deutſche Partei 
zu bezeichnen. 

; Bei den Reichstagswahlen im Jahre 1881 wurden in 113 deutſchen Wahlkreiſen mehr als je 1000 Stimmen auf Kandidaten der Fort⸗ 
ſchrittspartei abgegeben. Im Ganzen find nach der amtlichen Statiſtik beim erſten Wahlgange auf Kandidaten der Fortſchrittspartei Stimmen 
abgegeben worden 649,286, bei den Stichwahlen 721,745. Da bei den Reichstagswahlen im Jahre 1878 auf Kanditaten der Fortſchrittspartei 
nur 388,007 Stimmen abgegeben waren, jo hat ſich die Fortſchrittspartei bis zur Reichstagswahl von 1881 nahezu verdoppelt. Die Ueber⸗ 
zeugung, daß nur eire parlamentariſche Thätigkeit im Sinne der Fortſchrittspartei der heutigen Situation entſpricht, dringt augenſcheinlich in 
immer weitere Kreiſe von Deutſchland. 

Unter den 61 Reichstagsabge ordneten der Fortſchrittspartei find ihrem Stande nach 11 Gutsbeſitzer und kleinere Landwirthe, 4 Kauf⸗ 
ei 5 . und Ingenteure, 7 Rechtsanwälte, 3 Lehrer, 7 richterliche Beamte, 4 Aerzte, 1 Regierungsrath, 3 Baumeiſter, ! Tiſchler⸗ 
meiſter, 1 Prediger. 

Die deutſche Fortſchrittspartei wurde im Mai 1861 gebildet und war damals die erſte Partei, welche ſich als deutſche Partei bezeich⸗ 
nete. Die Fortſchrittspartei ging hervor aus einer Vereinigung von Männern aus der früheren demokratiſchen und aus der konſtitutionellen 
Partei. Zu den Stiftern der Fortſchrittspartei gehören u. a. die verſtorbenen Abgeordneten: der Anwalt der deutſchen Genoſſenſchaften Dr. 
Schulze-Delitzſch, welcher bis zu feinem am 30. April 1883 erfolgten Tode der Fortſchrittspartei angehörte; Freiherr v. Hoverbeck, Obertribunals⸗ 
Rath Waldeck, Geh. Rath Faddel. Die Fortſchrittspartei ſtellte 1861 an die Spitze ihres Programms das Verlangen nach einer feſten 
Einigung Deutſchlands, welche ohne eine ſtarke Centralgewalt in den Händen Preußens und ohne gemeinſame deutſche Volksvertretung 
nicht gedacht werden könne. Nachdem durch die inzwiſchen erfolgte politiſche Umgeſtaltung Deutſchlands das Programm der Fortſchrittspartei 
von 1861 an Theil erfüllt war, hat ein Parteitag in Berlin im November 1878 ein neues Programm feſtgeſtellt. Dafjelbe iſt hier unten ab- 

gedruckt. Das Programm ſtellt an ſeine Spitze, daß die Fortſchrittspartei zum oberſten Ziele hat, dem deutſchen Staatsweſen 
immer feſtere Grundlagen zu ſchaffen durch Sicherſtellung der bürgerlichen Freiheiten, durch Hebung der ſittlichen und 
materiellen Wohlfahrt des Volkes, durch Kräftigung der konſtitutionellen Nechte ſeiner Vertretung. In Treue gegen 

den Kaiſer auf dem 247 Mh ech Boden des Bundesſtaates werde die Partei die Aufgaben 


erfüllen, die ihr für das n eich und das deulſche Volk erwachſen. 

‚Zur Durchführung des Programms hat der Parteitag von 1878 der Fortſchritkspartei eine beſtimmte Organiſation gegeben. Die Grund⸗ 
er nr Organiſation bilden die Vereine der Fortſchrittspartei in den einzelnen Reichswahlkreiſen. Es beſtehen jetzt ungefähr 150 
ſolcher Vereine. 

Die Geſchäfte der Partei werden für einzelne Provinzen und Landſchaften von beſonderen Geſchäftsführern wahrgenommen, welche 
Provinzial⸗Parteitagen beſtellt find. Zu dieſen Geſchäftsführern gehören u. a.: Reichstagsabgeordn. Pio Br. Möller in Königsberg 5 r. 
Stadtrichter a. D. Friedländer in Breslau, Kaufmann Max Nathan in Magdeburg, Reichstagsabg. Dr. Gieſchen in Hamburg, Ingenieur Hecht 
in Hannover, Bankdirector S chölvinck in Leer, Handelskammerſecretär Droop in Bielefeld, Reichstagsabg. Kaufmann Schmidt in Elberfeld 
Kaufmann L. Reuſe in Kaſſel, Rechtsanwalt Pr. Geiger in Fraukfurt a. M., Rechtsanwalt Schenck in Wiesbaden, Landtagsabg. Carl v. Crämel 
in Nürnberg, Gutsbeſitzer Otto Sartorius in Mußbach i. d. Pfalz, Profeſſor Dr. Wiegard in Dresden, Kaufmann Roſencrantz in Leipzig, 
Rechtsanwalt Hempel in Zwickau, Kaufmann Wilhelm Langenbach in Darmſtadt. ; 

An der Spitze der Parteiorganiſation ſteht das Centralwahlkomite in Berlin, zu dem alle zur Zeit der jedesmaligen Berufung 
in Berlin anweſenden Parteigenoſſen unter den Mitgliedern des Reichstags und des preußiſchen Landtags gehören. Ein geſchäftsführender 
Ausſchuß von fünf Perſonen aus der Mitte dieſes Comites leitet die laufenden Parteigeſchäfte, ſorgt für die weitere Ausbreitung der Wahl- 
agitation und der Parteforganiſation. 

Sofern nicht näherliegende Adreſſen bekannt find, wendet man ſich in Wahlangelegenheiten an den Reichstagsabgeordneten Eugen 
Aue rz Ben a Tempelhofer Ufer 12, und in Kaſſenangelegenheiten der Partei an den Reichstagsabg. Hugo Hermes, Berlin C. 

eue Promenade 3. 


Organ der 15 iſt die monatlich erſcheinende „Farkamentariſche Korreſpondenz“ (ſiehe unten Nachrichten), welche von Mi: 
gliedern des geſchäftsführenden Ausſchuſſes Ferauzgegeben wird. Außerdem werden auf Rechnung der Partei über politiſche Zeitfragen zu 
billigen Preiſen Broſchüren (ſiehe unten Nachrichten) verbreitet. 

Zur Herausgabe eines populären politiſchen Wochenblattes der Fortſchrittspartei „Der Neichsfreund“ hat ſich eine beſondere Aktien- 
geſellſchaft „Fortſchritt“ in Berlin gebildet. Begründet iſt dies Wochenblatt von den Abgg. Eugen Richter, Ludolf Pariſtus und Hugo Hermes. 
Der Reichsfreund beſaß im Juni 1883 19,338 Abonnenten, welche ſich auf 1043 Poſtanſtaltsbezirke Deutſchlands vertheilten. 

Mehr als 60 hervorragende Redner der Partei, insbeſondere Abgeordnete, Rechtsanwälte, Lehrer, haben ſich bereit erklärt, außerhall 
ihres Wohnortes zur Vertretung der Parteiintereſſen Vorträge zu a 

„Hervorgehoben zu werden verdient aus der letzten Seſſion des Reichstages das entſchiedene Auftreten der Partei zur Abwehr des 
Tabaksmonopols und einer erhöhten Tabaksbeſteuerung, die Bekämpfung der Erhöhung des Holzzolles und anderer Zölle auf nothwendig 
Lebensmittel, die Anträge und Reden gegen neue Polizeibeſchränkungen, gegen die Gewerbenovelle (Handlungsreiſende, Wirthe, Rechtskonſulenteiſt, 
u. ſ. w.), die Anträge und Reden zur Abſtellung von Mißſtänden innerhalb der Militärverwaltung, in Betreff der Militärwerkſtätten, der Bei 
handlung der Soldaten, der Gründung von bee u. ſ. w. 

Möge der Partei in allen Gauen des deutſchen Vaterlandes diejenige Unterſtützung von patriotiſchen und liberalen Männer! 
u Theil werden, welche fie für ihr kräftiges und männliches Auftreten im Intereſſe des deutſchen Volkes, ſeiner Gegenwart und feine): 
Zukunft verdient. 3 


Programm der deutſchen Jorkſchrittsparkei | 
nach den Veſchlüſſen des erſten Parteitages zu Berlin vom 24,/26. Mouember 1878. 


Die deutſche Fortſchrittspartei, im Jahre 1861 in dem doppelten Kampfe um die Einigung des deutſchen Vaterlandes und um pi 
Wahrung der verfaſſungsmäßigen Rechte der Volksvertretung entſtanden, hat nach wie vor zum oberſten Ziele, dem deutſchen Staatsweſen imm 5 
feftere Grundlagen zu ſchaffen durch Sicherſtellung der bürgerlichen Freiheit, durch Hebung der ſittlichen und materiellen Wohlfahrt des Volkes 
durch Kräftigung der konſtitutionellen Rechte ſeiner Vertretung. 5 E \ ; 

Ju Treue gegen den Kaiſer, auf dem verfafſungsmäßigen Boden des Bundesitaates wird die Partei die Aufgaben erfüllen, die ihr fü 
das deutſche Reich und das deutſche Volk erwachſen. Dieſe Aufgaben bezeichnen zugleich die Grundrichtung, welche ihre politische Thätigkeit au; 
dem Boden der konſtitutionellen Verfaſſungen in den Einzelſtaaten einzuhalten hat. In dieſem Sinne hat der Parteitag beſchloſſen, als leitende 
Grundſätze, um die weſentlich die Parteigenoſſen ſich zu ſammeln haben, die folgenden Aufgaben der deutſchen Fortſchriktspartei zu bezeichnen: 

Die Entwickelung der parlamentariſchen Verfaſſung durch Kräftigung der Rechte des Reichstages, und durch Einrichtung eines den: 

ſelben verantwortlichen Reichsminfſteriums. i 155 ＋ 

Erhaltung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts und der dreijährigen Legislaturperiode. — Gewähruß. 

von Diäten an die Reichstagsmitglieder. 5 N 

II. Volle Durchführung des Rechtsſtaates, insbeſondere Gleichheit vor dem Geſetze ohne Anſehen des Standes und der Partei; Ab! 

theilung von politiſchen und Preßvergehen durch Geſchworene; Sicherung der Preß⸗, Verſammlungs⸗ und Vereinsfreiheit. 92 

III. Entwickelung der vollen Wehrkraft des Volkes unter Schonung der wirthſchaftlichen Intereſſen, daher Verminderung und gleichmäßige: 

Vertheilung der Militärlaſt durch Abkürzung der Dienftzeit und volle Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht. N 

Jährliche Feſtſtellung der Friedenspräſenzſtärke durch das Etatsgeſetz. 5 

IV. Erhaltung des Rechtes des Reichstages auf jährliche Steuerbewilligung; bis zur vollen Sicherſtellung dieſes Rechtes in andef 

Form, Beibehaltung der Matrikularbeiträge unter Annahme eines gerechteren Vertheilungsmaßſtabes. y 

Vertheflung der Steuerlaſt nach Maßgabe der Steuerkraft; insbeſoudere Feine Ueberbürdung der weniger bemittelten Bottstlaff, 

durch unverhälknißmäßige Beſteuerung allgemeiner Verbrauchsgegenſtände. t 

8 Sschnaktund der bewährten Grundſätze der Zollvereinspolitik; keine Steuer- und Zollpolitik im Dienſte einſeitiger Intereſſen. 31 
deine Monopole. 

V. Aufrechterhaltung der Freizügigkeit, der Gewerbefreiheit, der Koalitionsfreiheit. ie 

Weiterer Ausbau der wirthſchaftlichen Geſetzgebung, insbeſondere zum Schutze für Leben und Geſundheit der Arbeiter, la 

Frauen und der Kinder; Erweiterung der Haftpflicht. Er 

Gewerbliche Schiedsgerichte. 8 x . 2 

& 1 5 der auf Selbſthilfe begründeten Vereinigungen (Penſiouskaſſen, Arbeitgeberverbände, Gewerkvereiß 

Einigungsämter). 1 

Förderung der allgemeinen und techniſchen Bildung der arbeitenden Klaſſen. 

eform der Aktiengeſetzgebung. 85 le 

VI. Feſtſetzung der im öffenklichen Intereſſe nothwendigen Bedingungen für die Anlage und den Betrieb der Eiſenbahnen durch Neim 
geſetze und Handhabung derſelben durch Reichsbehörden mit unmittelbarer Exekutivgewalt; dagegen Ablehnung des Reichseiſenbahuproje 

VII. Individuelle Gewiſſens⸗ und Glaubensfreiheit. Abgrenzung des Rechtsgebietes der Kirchen⸗ und Religionsgeſellſchaften gegen n 

dem Staat durch Staatsgeſetz. Daher allgemeine Geſetzgebung über Religionsgeſellſchaften ohne Rückſicht auf einzelne Konfeſſiong 

und ohne Bevorzugung oder Zurückſetzung beſtimmter Kirchen, namentlich Feſtſtellung der Bedingungen, unter welchen Religig z 

I 


geſellſchaften ſtaatlich anerkannt werden und Korporationsrechte erhalten müſſen. A 5 | 

Selbſtſtändigkeit der Schule gegenüber der Kirche, unbeſchadet der Ordnung des Religionsunterrichts. Allgemeiner obligatoriſte N. - 

und unentgeltlicher Volksunterricht. 5 ig 

n f 
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Zur Nachricht diene, daß die vorerwähnte „Parlamentariſche Korreſpondenz“ abonnirt wird durch Zuſendung mittelſt Poſtanweiſung oder Bie 

marken an' den Reichstagsobgeordneten Hugo Hermes, Terlin C Neue Promenade 3. Das Abonnement beträgt fr 8 Jule ehe ara Herb ba ei 
nur (0 Pf. per Expl. bei Partienbonnenient von mindeſtens 19 Expl. vorausgejebt daß die Verſendung von mehr als 10 Erpl, immer unter einer Adreſſe erf 
Die von der Fortſchrittspartet herausgegebenen Broschüren ſind fämmtlich durch die Buchhandlung von C Barthel Berlin 8. Ritterſtr. 52 direkt und port 1 

zu bezieken gegen vorherige portoheie Zuſendung des Betrages. (In Partiebezügen erheblich billiger.) Hervorzuheben iſt insbeſondere das „A C⸗Buch für f ne 

finnige Wähler, weiches ein Lerifon im fortſchrittlichen Sinne darſtellt und kurz gedrängte Artikel über alle politiſchen Tageefragen enthält. Preis 150 n 


und für befendere ureußiſche Fragen: „Der liberale Urwähler“ Preis 1 Mark. Auf das in Berlin erſcheinende Wochenb! 4 eichsfreund““ 

man entweder bei der Post Seitungefafalog Ar 4036) for 50 Bf. pro Quartal (incl, Auetragegeid 65 din). oder man DoRell Anekeiken Geha a ch 25 a0 10 
abonnement von mindeſtens 10 Exemplaren handelt, bei der Eipedition des Reichefreund, Berlin W. Cparlottenſtr. 28, zum Preiſe von 40 Pf. pro Eremplar, 
Falle des Noftabonnements vergütet die Expedition bei Einſendung der Poſtquittungen 10 Pf. pro Exemrlar zurück. f 
15 85 9 0 Or E un re Wer ade de zie late Baek, Fre der Vorſtände der Lokalvereine, der Hauptgeſchäftsff 
für die einzelnen Provinzen, das Verzeichniß der Abgeordneten der Partei, die letzte Wahlſtatiſtik, Programm und Organifatiens . in 
„Vereiuskalender der Fortſchrittspartei Preis 30 Pf. £ s F € 


Dieſes Flugblatt ift portofrei zu beziehen 1 
durch die Buchdruckerei von R. Gensch in Berlin SW, Kommandantenſtr. 7 1 


zum Preiſe von 3 Mark 50 Pf. pro 1000 Exemplare, 2 Mark pro 500 und 50 Pf. pro 100 Exemplare gegen vorherige portofreie Einfent | 
dieſes Betrages. 8 . 


RN. Geuſch, Buchdruckerei. Berli umandautenſtr. 7. 


